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Covid-19 – Bew�hrungsprobe f�r
den Datenschutz

Ob ein System gut ist, zeigt sich erst so richtig, wenn es
unter Druck ger�t. Die DSGVO und das durch sie er-
richtete, strenge Datenschutzregiment geraten durch
die Corona-Pandemie gerade gehçrig unter Druck. F�r
ein Moratorium der b�rokratischen Normen macht sich
u. a. der Deutsche Industrie- und Handelskammertag
DIHK stark, weil die Befolgung des strikten Regel-
werks Einsatz und Kosten verlange, die f�r die gebeu-
telten Unternehmen in Krisenzeiten nicht zu stemmen
seien. In Ungarn sind dem Vernehmen nach per Dekret
sogar bereits bestimmte DSGVO-Vorgaben f�r die
Dauer des Ausnahmezustand ausgesetzt, wie z. B. die
Rechte der betroffenen Personen auf Zugang zu und
Lçschung ihrer persçnlicher Daten. Die Corona-Pande-
mie erweist sichdamit als ersteechte Bew�hrungsprobe
f�r das im Mai 2018 zur Geltung erstarkte Regelwerk.

Die Fallhçhe ist jedenfalls groß: Sp�testens
seit sich Verfahren gemehrt haben, in denen
hiesige Datenschutzaufsichtsbehçrden
Verstçße gegen die DSGVO mit Millionen-
bußgelder sanktioniert haben, ist der Daten-
schutz in vielen Unternehmen – wohl oder
�bel – zum Maß aller Dinge geworden. Er-
weist sich das Corona-Virus jetzt als die
willkommene Heckenschere, um das Re-

gelwerk zurechtzustutzen? Das w�re sicherlich ein
Irrweg.

Eines f�hren die Krise und die mit ihr einhergehenden
Einschr�nkungen des t�glichen Lebens uns aber deut-
lich vor Augen: Es gibt auch noch andere Werte und
Freiheiten, die mit dem Datenschutz mindestens in ei-
nen ausgewogenen Ausgleich gebracht werden m�s-
sen. Das ist an sich nichts Neues und dem Daten-
schutzrecht sogar systemimmanent: Abw�gungsent-
scheidungen sind hier an der Tagesordnung. So sind
wir im Rahmen der Rechtfertigung bestimmter Daten-
verarbeitungen laufend bestrebt, berechtigte Interes-
sen der Verantwortlichen mit schutzw�rdigen Gegen-
interessen, Rechten und Freiheiten der betroffenen
Personen in einen Ausgleich zu bringen. Nur stehen
hier in der Regel wirtschaftliche Interessen der Unter-
nehmen, z. B. an einer besseren Vermarktung ihrer
Produkte, dem aus dem Grundrecht auf Datenschutz
abgeleiteten Interesse, von einer solchen Verarbeitung
verschont zu bleiben, gegen�ber. Auch wenn solche
Abw�gungen immer Einzelfallentscheidungen sind,
haben wir hier unsere Schablonen und Standardargu-
mente, die uns eine gewisse Routine verschaffen.

Jetzt r�cken andere Schutzg�ter in den Fokus, bei de-
nen eine solche (vermeintliche) Dichotomie zu den
Wirtschaftsinteressen nicht besteht. Die �berkomme-
nen Abw�gungsroutinen m�ssen deshalb neu justiert
werden. Das Grundrecht auf Datenschutz steht nun
zum Beispiel regelm�ßig im Widerstreit mit dem
Schutz der Gesundheit, nicht nur des Einzelnen, son-
dern der gesamten Bevçlkerung. Ein anschauliches
Beispiel hierf�r ist die Frage, ob der Arbeitgeber ein
Fiebermessen am Werkstor einf�hren darf. Die einge-
�bten Abw�gungsrituale sagen uns, dass Gesundheits-
daten �ber Mitarbeiter in den H�nden des Arbeitsge-
bers im Grunde nicht zu rechtfertigen seien, weil wir
hier zumeist mit wirtschaftlichen Interessen der Ar-
beitgeber abw�gen; aber gilt dies auch in Zeiten von
Covid-19? Nachdem sich einige Datenschutzauf-
sichtsbehçrden hierzu zun�chst negativ, mindestens
aber ausweichend ge�ußert hatten, scheint hier ein Sin-

neswandel eingesetzt zu haben; angesichts der Rege-
lungen in §§ 22 Abs. 1 Nr. 1 lit. c, 26 Abs. 3 DSGVO
ein richtiger und begr�ßenswerter Schritt, denn wann,
wenn nicht jetzt, soll denn eine „schwerwiegende
grenz�berschreitende Gesundheitsgefahr“ sonst vor-
liegen? Und ist es etwa nicht ein probates Mittel, mit
dem der Arbeitgeber seiner Nebenpflicht aus dem Be-
sch�ftigungsverh�ltnis nachkommen kann, Leben und
Gesundheit seiner Arbeitnehmer zu sch�tzen?
Noch pr�gnanter und unge�bter ist die Kollision des
Datenschutzrechts mit den persçnlichen Freiheitsrech-
ten wie der Bewegungsfreiheit, der Versammlungsfrei-
heit und der Religionsfreiheit, aber auch dem Recht auf
Sicherheit aus Art. 6 EU-GRCh, die der Diskussion
�ber die Einf�hrung der Corona-Tracing-App inh�rent
ist: Eine z�gige Einf�hrung der App kçnnte es ermçg-

lichen, die Ausgeh- und Kontaktbeschr�nkungen
schneller und nachhaltiger zu lockern und zugleich
ein hçheres Maß an Sicherheit vor Infektionen herzu-
stellen, weil �ber die App eine verl�ssliche Nachver-
folgung von Infektionsketten ermçglicht wird. Be-
kanntermaßen sind die sich bei der Entwicklung der
App ergebenden Verzçgerungenwohl zu einem Gutteil
datenschutzrechtlichen Erw�gungen geschuldet, die
ein Umschwenken von einem – leichter und schneller
zu realisierenden – Modell mit zentraler zu einem mit
dezentraler Datenhaltung zur Folge hatte. Auf den
Punkt gebracht ist das Primat des Datenschutzes hier
also mindestens miturs�chlich f�r die Fortdauer der
Einschr�nkungen grundrechtlich verb�rgter Freiheits-
und Sicherheitsrechte. Ist dies angemessen oder ver-
langt die DSGVO dies sogar? Letzteres sicherlich
nicht. Persçnlich h�tte ich an dieser Stelle auch ein an-
deres Abw�gungsergebnis f�r richtig gehalten. Denn
das Zentralmodell w�re ja nicht per se datenschutzwid-
rig gewesen; der Vorteil der dezentralen Datenspeiche-
rung besteht (lediglich) darin, dass die Zweckbindung
der Daten besser abgesichert ist. Ein hoher Preis f�r die
sich – trotz j�ngster Lockerungen – ergebende Fortdau-
er teilweise gravierender Freiheitsbeschr�nkungen.

Brauchen wir deshalb aber eine Entsch�rfung der Da-
tenschutzvorschriften oder gar einen generellen Dis-
pens der DSGVO? Ich meine nein. Der Rechtsrahmen
der DSGVO bietet ausreichende Flexibilit�t; sie muss
nur genutzt werden. Ganz pragmatisch sehen wir dies
derzeit z. B. an Entscheidungen wie derjenigen des
Hamburgischen Datenschutzbeauftragten, in laufen-
den Bußgeldverfahren bis auf weiteres keine Bußgeld-
bescheide zu erlassen, um die Unternehmen und Ge-
werbetreibende in der gegenw�rtigen Corona-Krise zu
entlasten. Auch die britische ICO hat eine Anpassung
ihrer Aufsichtspraxis verlautbart.

Strukturell bietet die DSGVO – wie gezeigt – im Rah-
men von Abw�gungs-, Zumessungs- und Wertungs-
entscheidungen gen�gend Flexibilit�t, die Vorschrif-
ten situationsad�quat auszulegen und anzuwenden. In
der Vergangenheit entsprach dies nicht immer der vor
allem behçrdlichen Praxis; hier sind oftmals sehr ein-
seitige Positionen bezogen worden. Es w�re sehr w�n-
schenswert, wenn die durch die Corona-Pandemie neu
in den Blick geratenen Abw�gungsszenarien einen
dauerhaften Beitrag dazu leisten kçnnten, die Wertig-
keit der Schutzg�ter neu zu kalibrieren – und zwar im
Einklang mit den geltenden DSGVO-Vorschriften.
Wenn das gelingt, h�tte das Datenschutzrecht die He-
rausforderung Covid-19 mit Bravour gemeistert.
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